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VERWALTUNGSGERICHT OLDENBURG 

 
Az.: 11 A 2270/05 und 11 A 2272/05 

Verkündet am 9. Oktober 2006 
 
Egbers, 
Justizangestellte, als 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 
 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 
in den Verwaltungsrechtssachen 

 

11 A 2270/05 

des Herrn H., 
Staatsangehörigkeit: syrisch, 

 

11 A 2272/05 

der Frau H., 
Staatsangehörigkeit: syrisch, 

Kläger, 

Proz.-Bev.: Rechtsanwälte Reimann, Ostrop & Jentsch, 
Gneisenaustraße 66, 10961 Berlin,  - 150/05O11 -  

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge - Außenstelle Oldenburg -, 
Klostermark 70 - 80, 26135 Oldenburg,  - 5162871-475 -  

Beklagte, 

Streitgegenstand: Abschiebungsverbote (§ 60 AufenthG) 
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worden: Es sei keine Änderung der Sachlage festzustellen. In Syrien werde keine systemati-

sche Sippenhaft praktiziert, Gefährdet seien nur Personen, die als gefährliche Oppositionelle 

eingestuft würden. Dafür bestehe hier, wie auch das Urteil des Verwaltungsgerichts Magde-

burg im Verfahren der Eltern und Geschwister der Kläger vom 24. Januar 2005 - 9 A 

543/03 MD - ergebe, kein Anhaltspunkt. 

 

Am 2. Juni 2005 haben die Kläger Klage erhoben.  

 

Sie führen zur Begründung im Wesentlichen aus. Wegen des Interviews, in dem ihr Vater er-

hebliche Kritik an der syrischen Regierung geäußert habe, werde dieser als Regimegegner 

eingestuft. Gerade in den Fällen wie denen ihres Vaters liege eine Sippenhaft nahe. Er habe 

eine herausgehobene Stellung. Bei den jüngeren Brüdern habe das Bundesamt selbst mit 

Bescheiden vom 13. Mai 2005 das Vorliegen der Voraussetzung des § 60 Abs. 1 AufenthG 

festgestellt. Nach dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 17. März 2006 sei es nicht 

auszuschließen, dass sie auf Grund ihres langen Aufenthalts in Deutschland, dem Schicksal 

ihrer Familie und wegen ihrer Volkszugehörigkeit politisch verfolgt würden und ihnen damit 

Foltermaßnahmen drohten.  

Die Klägerin im Verfahren 11 A 2272/05 reichte zudem ein Attest der Fachärztin für Psychiat-

rie und Psychotherapie K. vom 2. Februar 2005 sowie eine Auskunft des Europäischen Zent-

rums für Kurdische Studien vom 22. Februar 2004 an Rechtsanwalt W. ein und führte ergän-

zend aus, dass sie seit 2001 in therapeutischer Behandlung sei. Sie leide unter einer depres-

siven Störung und posttraumatischen Belastungsstörungen. Es würden erhebliche Schwierig-

keiten bestehen, in Syrien eine Behandlung zu erreichen und zu bezahlen. 

 

Die Kläger beantragen, 
 

die Beklagte zu verpflichten, festzustellen, dass die Voraussetzun-
gen des § 60 Abs. 1 AufenthG bzgl. Syrien vorliegen; hilfsweise, die 
Beklagte zu verpflichten, festzustellen, dass die Voraussetzungen 
des § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG bzgl. Syrien vorliegen und die Be-
scheide des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
17. Mai 2005 aufzuheben, soweit sie dem entgegenstehen. 

 

Die Beklagte beantragt, 
 

die Klagen abzuweisen. 
 

Sie verweist zur Begründung auf die Bescheide des Bundesamtes. 
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Wegen des Sach- und Streitstandes im Übrigen wird auf die Gerichtsakte des vorliegenden 

Verfahrens sowie der Rechtsstreitigkeiten 11 A 1830/01, 11 B 1832/01, 11 A 1890/01, 11 B 

1891/01, 11 B 2715/01 und 11 B 2717/01 sowie die beigezogenen Verwaltungsvorgänge der 

Beklagten Bezug genommen; sie sind Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen. 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

Die Klagen sind unbegründet. Den Klägern stehen die geltend gemachten Ansprüche nicht zu.  
 

1. a.  

Wegen Gefährdungen der Kläger durch das Interview ihres Vaters in einer am 18. Mai 2004 

ausgestrahlten Sendung von Roj-TV darf die Beklagte ein Abschiebungsverbot nach § 60 

Abs. 1 AufenthG schon deshalb nicht feststellen, weil dem §§ 71 Abs. 1 AsylVfG, 51 Abs. 3 

VwVfG entgegenstehen. Die Kläger haben - wie in der mündlichen Verhandlung auch nicht 

bestritten worden ist - die befürchteten Verfolgungsmaßnahmen nicht binnen drei Monaten 

nachdem sie von dem Fernsehbeitrag ihres Vaters erfahren haben, sondern erst knapp ein 

Jahr nachdem der Bericht gesendet worden ist, nämlich im Mai 2005, beim Bundesamt  

geltend gemacht. 

 
Im Hinblick auf § 51 Abs. 3 VwVfG scheitert deshalb insoweit auch ein zwingender Anspruch 

der Kläger auf ein Wiederaufgreifen ihrer Verfahren bezüglich Abschiebungsverbote nach § 60 

Abs. 2 bis 7 AufenthG.   

 
b. 

Die Beklagte ist auch nicht verpflichtet, das Verfahren insoweit gem. § 51 Abs. 5 i.V.m. § 49 

Abs. 1 VwVfG nach Ermessen wiederaufzugreifen (vgl. dazu allgemein: BVerwG, Urteil vom 

20. Oktober 2004 - 1 C 15.03 - BVerwGE 122, 103 ff.). Die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 

bis 7 AufenthG liegen nämlich nicht vor.  

 
Nach der ständigen Rechtsprechung der Kammer (vgl. Urteil des Einzelrichters vom 

17. Februar 2005 - 11 A 3098/04 - <S. 13>) und des Nds. Oberverwaltungsgerichts (Be-

schluss vom 24. September 2004 - 2 LB 156/03 - <S. 10 f.>; Urteil vom 22. Mai 2001 - 2 L 

3644/99 - <S. 19> jeweils m.w.N.) wird in Syrien keine generelle Sippenhaft praktiziert, son-

dern nur bei als besonders gefährlich eingestuften Regimegegnern. In den anderen Fällen 

besteht keine beachtliche Wahrscheinlichkeit politischer Verfolgung bzw. menschenrechtswid-

riger Handlungen gegenüber Angehörigen von Regimegegnern, sondern lediglich die - nicht 

ausreichende - Möglichkeit solcher Maßnahmen 
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Hieran ist auch unter Berücksichtigung der neueren Erkenntnismittel festzuhalten. Im Lagebe-

richt des Auswärtigen Amtes vom 17. März 2006 (S. 19) ist ausgeführt, dass bei Ermittlungen 

in Bezug auf eine Person das gesamte Umfeld durch Mitglieder des Sicherheitsdienstes be-

fragt und ggfs. verhört wird. Wenn die Sicherheitsdienste den Eindruck gewinnen, dass Infor-

mationen zurückgehalten werden, sind Übergriffe auch im Familienkreis nicht auszuschließen. 

Im Einzelfall kann es auch zu Festnahmen kommen, ohne dass eine systematische Sippen-

haft feststellbar ist. Ähnlich heißt es an anderer Stelle (S. 22), dass von Belästigungen und 

Schikanen im täglichen Lebensablauf auch Familienmitglieder betroffen sein können, um Auf-

schluss über den Aufenthalt oder die Aktivitäten eines Gesuchten zu erhalten. Ungünstiger 

wird die Lage, wenn Geheimdienste tätig werden. Es kommen dann unmenschliche und er-

niedrigende Behandlungen sowie Drohungen auch gegen Familienangehörige vor (a.a.O.,  

S. 23). Auch dort wird jedoch keine Sippenhaft praktiziert. Es werden allerdings Familienange-

hörige, die über Gesuchte Auskunft geben könnten, belangt.  

 
Die Einschätzung wird durch die von den Klägern selbst angeführte Auskunft des Auswärtigen 

Amtes an das VG Düsseldorf vom 6. Mai 2002, wonach Familienangehörige in der ganz über-

wiegenden Zahl der Fälle kein eigenes Verfolgungsschicksal zu befürchten haben, bestätigt. 

Es gebe gelegentlichen Druck der syrischen Sicherheitskräfte gegen Angehörige, wenn sie 

versuchten einer bestimmten Person habhaft zu werden.  

 
Der Vater der Kläger ist - wovon offenbar auch das Verwaltungsgericht Magdeburg in dem 

auch die Mutter bzw. Geschwister der Kläger betreffenden Urteil vom 24. Januar 2005 aus-

geht - zur Überzeugung des Gerichts kein besonders gefährlicher Regimegegner. Sein Inter-

view am 18. Mai 2004 im Roj-TV weist lediglich eine Dauer von 2 ½ Minuten auf. Weitere  

oppositionelle Tätigkeiten in der Bundesrepublik sind weder vorgetragen noch sonst ersicht-

lich. Seit Ausstrahlung des Interviews sind schon fast 2 ½ Jahre vergangen. In dem früheren 

Asylverfahren der Kläger ist zudem festgestellt worden, dass die in dem Interview geschilder-

ten Inhaftierungen des Vaters der Klägers in Syrien nicht der Wahrheit entsprechen (vgl. Urteil 

des Einzelrichters der Kammer vom 29. April 2002 - 11 A 1830/01 und 11 A 1890/01 - S. 8 f.).  

Ferner ist zu berücksichtigen, dass die syrischen Stellen über den Aufenthalt ihres Vaters in 

Deutschland Kenntnis haben werden, also insoweit kein Anlass zu der Annahme besteht, dass 

die Kläger nach Vorstellung der syrischen Sicherheitsbehörden insoweit weitere dort nicht 

bekannte Informationen besitzen. Die geschilderte exilpolitische Tätigkeit des Vaters der Klä-

ger ist zudem - wenn überhaupt - allenfalls knapp über der Schwelle, die zur Annahme eines 

Abschiebungsverbots führen kann. Denn nach der ständigen Rechtsprechung der Kammer 

(vgl. etwa Urteile vom 3. und 28. Februar 2005 - 11 A 2001/03 und 2286/03 -) und des Nds. 

Oberverwaltungsgerichts (z.B. Urteile des Nds. OVG vom 27. März 2001 - 2 L 5117/97 - und 
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22. Oktober 2002 - 2 L 2583/00 - m.w.N.; Beschluss vom 2. Juli 2003 - 2 LA 172/02 -; Urteil 

vom 30. September 2004 - 2 L 986/99 -; Beschluss vom 6. Juni 2005 - 2 LA 197/05 -) ergibt 

sich die erforderliche beachtliche, d.h. überwiegenden Wahrscheinlichkeit von Verfolgungs-

handlungen syrischer Stellen bei umfassender Würdigung einschlägiger Erkenntnismittel nur, 

wenn neben der Zugehörigkeit zu einer Minderheitenvolksgruppe und der Verbindung zu einer 

systemkritischen (Exil-)Oppositionspartei oder entsprechenden Vereinigung im Einzelfall be-

sondere Umstände hinzutreten. Solche liegen vor, wenn es sich um regimefeindliche Aktivitä-

ten handelt, durch die sich das syrische Regime in seinem Bestand bedroht fühlt und diese 

sich deutlich von den Tätigkeiten zahlreicher anderer syrischer Staatsangehöriger in Deutsch-

land unterscheiden. 

 
Soweit das Bundesamt in Bescheiden vom 13. Mai 2005 betr. volljährige Brüder der Kläger 

das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG festgestellt hat, überzeugt dies 

das Gericht aus den obigen Gründen nicht. Diese Entscheidungen entfalten für das Gericht 

auch keine rechtliche Bindungswirkung.  

 
Soweit die Kläger in der mündlichen Verhandlung zu der Frage einer eigenen Gefährdung 

wegen des Fernsehinterviews ihres Vaters die Einholung weiterer Auskünfte beantragt haben, 

war dies in entsprechender Anwendung der §§ 98 VwGO, 412 ZPO abzulehnen (vgl. dazu 

allgemein, BVerwG, Beschluss vom 27. März 2000 - 9 B 518.99 - InfAuslR 2000, 412 <414>). 

Aus den vorhandenen Erkenntnismitteln ergibt sich - wie oben dargestellt - bereits ein hinrei-

chend deutliches Bild über die Gefahren für Angehörige von Regimegegnern, das es dem Ge-

richt ermöglicht auch im Falle der Kläger eine Gefährdungseinschätzung zu treffen. Soweit die 

Kläger insoweit eine individuelle gutachterliche Bewertung für ihren Einzelfall begehren, han-

delt es sich um ein ungeeignetes Beweismittel (§ 244 Abs. 3 Satz 2 StPO entsprechend), weil 

diese aus den vorhandenen Tatsachen zu gewinnende Gefährdungsprognose allein dem Ge-

richt und nicht einem Sachverständigen obliegt (vgl. BVerwG a.a.O. <S. 413>).  

 
2.  

Soweit die Kläger in einem der Schriftsätze vom 25. September 2006 - außerhalb der Frist der 

§§ 71 Abs. 1 AsylVfG, 51 Abs. 3 VwVfG - sinngemäß eine Gefährdung wegen ihrer Asylan-

tragstellung, ihres Aufenthalts in Deutschland und der kurdischen Volkszugehörigkeit geltend 

machen, ist diese Befürchtung nach der ständigen Rechtsprechung der Kammer und des Nds. 

Oberverwaltungsgerichts (vgl. zusammenfassend unter Auswertung der aktuellen Erkenntnis-

mittel: Beschluss des Einzelrichters der Kammer vom 4. August 2006 - 11 B 3700/06 - m.w.N.) 

nicht berechtigt.  
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Soweit die Kläger durch einen ihrer in der mündlichen Verhandlung gestellten Anträge auch 

insoweit eine gutachterliche individuelle Gefährdungsprognose begehren, war dieser - wie der 

oben unter 1 b behandelte Beweisantrag - in entsprechender Anwendung der §§ 98 VwGO, 

412 ZPO, 244 Abs. 3 Satz 2 StPO abzulehnen. Denn auch diesbezüglich ist bereits auf Grund 

der vorhandenen Erkenntnismittel eine allein dem Gericht und nicht einem Gutachter oblie-

gende Gefährdungsprognose möglich.  

 
3. 

Im Hinblick auf die posttraumatische Belastungsstörung der Klägerin im Verfahren 11 A 

2272/05 liegt kein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG vor. Auch insoweit 

kommt lediglich ein Wiederaufgreifen des Verfahrens nach Ermessen der Beklagten in Be-

tracht (§§ 51 Abs. 5, 49 Abs. 1 VwVfG), weil das maßgebliche fachärztliche Attest vom 2. Feb-

ruar 2005 erst am 25. September 2006 und damit außerhalb der 3-Monatsfrist des § 51 Abs. 3 

VwVfG vorgelegt worden ist.  

 
Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers abgesehen 

werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder 

Freiheit besteht. Dies setzt voraus, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit alsbald nach 

der Rückkehr ins Heimatland, die wesentliche oder gar lebensbedrohliche Verschlimmerung 

einer Krankheit zu erwarten ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 25. November 1997 - 9 C 58.97 - 

BVerwGE 105, 383 <387>), wobei in zeitlicher Hinsicht ein Prognosezeitraum von etwa einem 

Jahr angemessen ist (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 22. März 2006 - 10 LA 287/05 - <S. 

6>). Hierbei ist auch zu berücksichtigen, ob dem Ausländer die erforderlichen therapeutischen 

Maßnahmen individuell zugänglich sind, insbesondere finanziert werden können (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 29. Oktober 2002 - 1 C 1.02 - NVwZ-Beil. 2003, 53). Grundsätzlich muss 

sich der Ausländer dabei auf den in medizinischer und therapeutischer Hinsicht allgemein üb-

lichen Standard seines Heimatlandes verweisen lassen, sofern nicht mit außergewöhnlich 

schweren körperlichen oder psychischen Schäden oder existenzbedrohenden Zuständen zu 

rechnen ist (vgl. OVG Lüneburg, a.a.O. <S. 4>; OVG Münster, Beschluss vom 6. September 

2004 - 18 B 2661/03 - NVwZ 2005, 359). Dies muss zudem nicht nur im Heimatort des Betrof-

fenen gelten, sondern die Gefahr muss landesweit gegeben sein (vgl. BVerwG, Urteil vom  

15. April 1997 - 9 C 38.96 - BVerwGE 104, 265 <267>).   

 
Nach dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes (a.a.O., S. 25) ist die medizinische Versorgung 

in Syrien im Grundsatz flächendeckend und kostenfrei. Auch wenn sie nicht westlichen Maß-

stäben entspricht, sind überlebensnotwendige Behandlungen und Therapien chronischer Lei-
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den gewährleistet. Die Medikamentenversorgung ist grundsätzlich weitgehend sichergestellt, 

muss jedoch häufig vom Patienten bezahlt werden.  

 
Nach einer Auskunft der Deutschen Botschaft Damaskus vom 22. Januar 2006 an das VG 

Koblenz kann auch eine posttraumatische Belastungsstörung in staatlichen oder privaten 

Krankenhäusern behandelt werden. Die staatlichen Krankenhäuser werden kostenlos tätig. 

Ferner ist in den genannten Einrichtungen eine psychotherapeutische Behandlung möglich. 

Die gegenteilige Einschätzung des Deutschen Orient-Instituts (Auskunft an das  an das VG 

Koblenz vom 6. März 2006) überzeugt nicht. Die Beurteilung des Auswärtigen Amtes beruht 

auf vertrauensärztlichen Angaben, während das Deutsche Orient-Institut seine zudem auch 

nicht abschließende Bewertung aus den allgemeinen Verhältnissen in Syrien ableitet. Die von 

der Klägerin eingereichte Einschätzung des Europäischen Zentrums für Kurdische Studien in 

der Auskunft an Rechtsanwalt W. vom 22. Februar 2004, wonach eine Behandlung durch  

einen Facharzt für Psychiatrie nicht in den kurdischen Gebieten Nordostsyriens sondern ledig-

lich in Aleppo möglich sein soll, vermag ebenfalls eine abweichende Einschätzung nicht zu 

rechtfertigen. Die Beurteilung beruht zwar auf Angaben eines inzwischen in Deutschland  

tätigen syrischen Arztes. Dieser war aber lediglich „bis vor wenigen Jahren“ als Allgemeinme-

diziner in Syrien tätig, verfügt also nicht über aktuelle Erkenntnisse. Auch ist die Auskunft 

selbst bereits vor gut 2 ½  Jahren erteilt worden.   

 
Angesichts dessen wird eine Behandlung der Klägerin auch nicht aus finanziellen Gründen 

scheitern. Hinzu kommt, dass inzwischen ein Großteil der Familie der Kläger mit gesichertem 

Aufenthaltsrecht in Deutschland lebt und sie daher von hier aus unterstützt werden könnte. 

Die Kläger waren etwa auch ohne Bewilligung von Prozesskostenhilfe in der Lage, ihren im 

vorliegenden Verfahren tätigen Prozessbevollmächtigten zu bezahlen. Außerdem kann die 

Klägerin - ausweislich eines in das Verfahren eingeführten Merkblatts der Zentralen Aufnah-

me- und Ausländerbehörde Oldenburg (Außenstelle Bramsche) - als Bezieherin von Leistun-

gen nach dem AsylbLG für den Fall ihrer Ausreise vom Land Niedersachsen die Kosten einer 

im Heimatland notwendigen medizinischen Behandlung erhalten.     

 
Die Erkrankung der Klägerin im Verfahren 11 A 2272/05 an einer posttraumatischen Belas-

tungsstörung kann deshalb als richtig unterstellt werden, so dass auch der diesbezügliche in 

der mündlichen Verhandlung gestellte Beweisantrag abzulehnen war (§ 244 Abs. 3 Satz 2 

StPO entsprechend). 

 
Die Nebenentscheidungen folgen aus den § 154 Abs. 1, 167 VwGO, 708 Nr. 11 ZPO, 83 b 

AsylVfG. 




